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Zivilgesellschaft als Lotsen 

in die Gesellschaft 

Die Betreuung geflüchteter Menschen in 

deutschen Kommunen 

 

Von Elke Becker, Rudolf Speth,  

Rupert Graf Strachwitz 

 

Die Stunde des  

bürgerschaftlichen Engagements 

 

Mehr als 1 Million geflüchteter Menschen 

sind 2015 nach Deutschland gekommen, in 

den ersten Monaten des Jahres 2016 be-

reits mehr als 100.000. Damit halten sich 

rund 1,2 Millionen Geflüchtete in deutschen 

Städten und Gemeinden auf – von mehr als 

60 Millionen, die weltweit auf der Flucht 

sind. Wer bei uns angekommen ist, muss, 

so verlangen es unsere Werteordnung, un-

sere Gesetze und unser Verständnis von 

einer freiheitlichen Gesellschaft, men-

schenwürdig untergebracht, betreut und 

überwiegend in den nächsten Jahren in un-

sere Gesellschaft integriert werden. Für 

den sozialen Frieden in Deutschland ist es 

unabdingbar, dass zumindest eine Inklu-

sion dieser Zuwanderer gelingt.  

 

Die große Zahl stellt Deutschland vor große 

Herausforderungen. Dank dem Engage-

ment vieler Bürgerinnen und Bürger konnte 

gemeinsam mit den staatlichen und kom-

munalen Verwaltungen trotz aller Defizite 

bisher eine beeindruckende Leistung voll-

bracht werden. Die staatlichen und kommu-

nalen Stellen waren auf die Unterbringung, 

Registrierung, Verpflegung und gesund-

heitliche Versorgung so vieler Menschen 

nicht vorbereitet gewesen und dementspre-

chend überfordert, was ihnen nicht pau-

schal zum Vorwurf gemacht werden kann. 

Im Gegenteil, auch von den Kommunalver-

waltungen wurde zum Teil Großartiges ge-

leistet. Dennoch waren sie auf die Zivilge-

sellschaft angewiesen.  

 

Das Zusammenwirken hat gezeigt, dass 

die Zivilgesellschaft kein nettes Add-on 

mehr ist. Sie ist immer weniger nur ein 

Handlanger der Verwaltung und immer 

mehr ein Mitgestalter. Dies führt für sie zu 

erhöhter Verantwortung und der Notwen-

digkeit, Positionen zu erarbeiten und zu 

überdenken. Im Vergleich zu den Ereignis-

sen in den 1990er Jahren, als ebenfalls die 

Zahl der Asylsuchenden stieg und Unter-

künfte angegriffen wurden, haben die Hilfen 

für die Geflüchteten eine neue soziale und 

politische Dimension angenommen. Viele 

Bürgerinnen und Bürger sind zwar skep-

tisch, doch die Bereitschaft, den Geflüchte-

ten zu helfen, ist größer denn je. Dies hat 

nicht zuletzt mit dem gewachsenen Selbst-

bewusstsein der Zivilgesellschaft und den 

Handlungsengpässen und -defiziten der 

staatlichen Akteure zu tun. Heute lässt sich 
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feststellen: Die tatkräftige Hilfe der zivilge-

sellschaftlichen Helfergruppen war nicht 

nur eine Gelingensbedingung dafür, diese 

Herausforderung zu meistern. Bürgerenga-

gement ist zu einem gestaltenden Element 

der Gesellschaft geworden. Die Zivilgesell-

schaft hat dadurch erheblich an Aufmerk-

samkeit und politischem Stellenwert ge-

wonnen. 

 

 

Die veränderte Tektur  

zwischen den Akteuren 

 

In einer vom Bundesministerium für Fami-

lien, Senioren, Frauen und Jugend geför-

derten Studie, die als erste Phase eines 

größeren Forschungsprojekts konzipiert ist, 

haben das Maecenata Institut für Philanth-

ropie und Zivilgesellschaft1 und das Deut-

sche Institut für Urbanistik2 von Januar bis 

März 2016 die Aktivitäten unterschiedlicher 

zivilgesellschaftlicher Akteure und deren 

Zusammenwirken mit staatlichen Institutio-

nen an drei ausgewählten Standorten (Ber-

lin, Mannheim, Landkreis Starnberg) unter-

sucht.3 Es zeigten sich Gemeinsamkeiten, 

aber auch große Unterschiede. Sich spon-

tan bildende Helfergruppen sind überall 

wichtige Elemente des sozialen und politi-

schen Engagements für Geflüchtete. Nicht 

nur in Berlin wurde deutlich, dass die etab-

lierten Akteure beispielsweise Unterkünfte 

betreiben, während spontane Helfergrup-

pen den Geflüchteten Hilfen bei der Bewäl-

tigung des Alltags bieten und sich teilweise 

um die Unterkünfte der etablierten Akteure 

                     

1 Das Maecenata Institut für Philanthropie und Zivil-
gesellschaft, gegründet 1997, ist eine außeruniversi-
täre sozialwissenschaftliche Forschungseinrichtung 
zum Themenbereich Zivilgesellschaft, bürgerschaftli-
ches Engagement und Stiftungswesen. Als unabhän-
giger Think Tank fördert es zudem die Stärkung der 
Zivilgesellschaft durch Politikberatung und öffentli-
che Information. Das Maecenata Institut hat seinen 
Sitz in Berlin (http://www.maecenata.eu).     

2 Das Deutsche Institut für Urbanistik (DIFU), gegrün-
det 1973, beschäftigt sich auf wissenschaftlicher 
Ebene praxisnah mit allen Aufgaben, die Kommunen 

gruppieren. Für die Frage nach der Art und 

Weise der Zusammenarbeit der Zivilgesell-

schaft mit den staatlichen Akteuren bei der 

Hilfe für Geflüchtete ist daher die Differen-

zierung zwischen unterschiedlichen Akteu-

ren der Zivilgesellschaft von großer Bedeu-

tung. Es geht nicht nur um die Zusammen-

arbeit von Zivilgesellschaft und Staat, son-

dern auch um die zwischen unterschiedli-

chen zivilgesellschaftlichen Akteuren.  

 

 

Erste und zweite Phase 

 

Die Hilfe für geflüchtete Menschen seit 

2015 kann aus heutiger Sicht zeitlich und 

inhaltlich in zwei Phasen eigeteilt werden, 

die sich allerdings überlappen und teilweise 

parallel laufen. Die 1. Phase begann mit 

den steigenden Zahlen der Geflüchteten im 

Sommer 2015 und klang im Februar 2016 

mit der Schließung der Balkanroute etwas 

ab. In dieser Phase ging es vor allem da-

rum, die Aufnahme der großen und immer 

weiter steigenden Zahl von Geflüchteten in-

nerhalb kürzester Zeit zu meistern. Im Mit-

telpunkt standen Unterbringung und Ver-

sorgung mit den nötigsten Dingen des Le-

bens. Zu Beginn dieser Phase reagierten 

die Verantwortlichen zum Teil nur verzögert 

und waren kaum in der Lage, der großen 

Zahl der Geflüchteten gerecht zu werden. 

Menschenunwürdige Vorgänge spielten 

sich an den Grenzen, in Zügen und Bussen 

sowie in den Unterkünften ab. Dies zeigte 

sich beispielsweise, als viele Geflüchtete 

zunächst nicht registriert wurden, die nötige 

heute und in Zukunft zu bewältigen haben. Als größ-
tes Stadtforschungsinstitut im deutschsprachigen 
Raum ist es die Forschungs-, Fortbildungs- und In-
formationseinrichtung für Städte, Gemeinden, Land-
kreise, Kommunalverbände und Planungsgemein-
schaften. Das DIFU hat seinen Sitz in Berlin 
(http://www.difu.de).  

3 Elke Becker / Rudolf Speth, Zivilgesellschaftliche 
Akteure und die Betreuung geflüchteter Menschen in 
deutschen Kommunen. Berlin: Maecenata 2016 
(Opusculum Nr. 92) Download: http://www.maece-
nata.eu/publikationen/reihe-opuscula  
  

http://www.maecenata.eu/publikationen/reihe-opuscula
http://www.maecenata.eu/publikationen/reihe-opuscula
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Unterbringung nicht bereitgestellt werden 

konnte und sich das Asylverfahren als sper-

riges Instrument erwies. In dieser Phase 

agierte die zivilgesellschaftliche Hilfsbereit-

schaft schneller und kompensierte staatli-

che Überforderung durch Willkommenskul-

tur, persönliche Zuwendung und Dienstleis-

tungen. Die zivilgesellschaftlichen Gruppen 

schufen darüber hinaus insgesamt ein 

Klima der Aufnahmebereitschaft und des 

freundlichen Empfangs, auch wenn sich bei 

manchen Bürgerinnen und Bürgern eine 

deutliche Polarisierung mit fremdenfeindli-

chen Positionen entwickelte.  

 

Die 1. Phase ist nicht abgeschlossen, denn 

es werden nach wie vor Geflüchtete kom-

men, doch haben die Behörden an Hand-

lungs- und Organisationskompetenz und 

mit der Einführung finanzieller Regelungen 

auch ein höheres Interesse an der Beteili-

gung gewonnen. Inzwischen wurde eine 2. 

Phase eröffnet, in der die Integration der 

Geflüchteten in die Gesellschaft im Mittel-

punkt steht. Diese Phase wird lange andau-

ern und erscheint in der Bewältigung über-

aus komplex. Es kann nur dringend davor 

gewarnt werden, in alte Handlungsmuster 

zurückzufallen und zu glauben, die Integra-

tion von einer Million Menschen ließe sich 

allein durch hoheitliche Maßnahmen bzw. 

auf dem Verwaltungswege erreichen. 

 

Auch in der 2. Phase spielen vielmehr zivil-

gesellschaftliche Akteure eine wichtige, al-

lerdings andere Rolle; es geht jetzt zum ei-

nen um die Inklusion in die gesellschaftli-

chen Systeme (Arbeitsmarkt, Bildung, 

Wohnen, Gesundheit, Recht), zum ande-

ren aber auch um die umfassende Integra-

tion in die Gesellschaft (Werte, politische 

Kultur, Engagement). Während die Inklu-

sion vor allem die Aufgabe der staatlichen 

Akteure ist, wird die gesellschaftliche In- 

 

tegration hauptsächlich von zivilgesell-

schaftlichen Akteuren geleistet werden 

müssen. Ob diese insgesamt gelingt, wird 

daher auch von deren Bereitschaft und Fä-

higkeit hierzu abhängen und nicht zuletzt 

ihrem Verhältnis zu und Austausch mit po-

litischen Entscheidungsträgern und öffentli-

chen Verwaltungen. Die Lotsen in die Ge-

sellschaft werden weiter gebraucht. 

 

 

Fünf Gruppen von Akteuren 

 

Eine partizipative Einbindung der nicht-

staatlichen Akteure bildet nach allen berich-

teten Erfahrungen die besten Vorausset-

zungen sowohl für den Erfolg der Maßnah-

men als auch für den Abbau von Wider-

ständen gegen die Aufnahme von Geflüch-

teten als solche. Nach allen bisher gemach-

ten Erfahrungen bedarf es eines kooperati-

ven Modells der Zusammenarbeit, an dem 

fünf in sich nicht homogene Akteursgrup-

pen gleichermaßen mitwirken: 

 

 Bund und Länder, 

 Städte, Landkreise, Gemeinden, 

 etablierte zivilgesellschaftliche Or-

ganisationen (bspw. Wohlfahrtsver-

bände), 

 lokale Helfergruppen (Spontanhel-

ferinnen und -helfer), 

 die geflüchteten Menschen. 

 

Diese Kooperation ist nicht auf dem Verord-

nungswege herzustellen. Sie bedarf der 

kontinuierlichen Ermutigung, der Ertüchti-

gung, beispielsweise durch Fortbildung und 

Organisationsentwicklung, und eines kla-

ren Bekenntnisses aller Beteiligten zu ei-

nem partizipativen Entwicklungsprozess. 

Ausbildung, Prozessgestaltung, Empathie 

und Engagement sind daher wichtiger als 

neue Stellen. 
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Die geflüchteten Menschen 

 

Für alle Akteure muss gelten, dass die ge-

flüchteten Menschen nicht nur passive Ad-

ressaten oder gar Objekte von Hilfsleistun-

gen sind. Die Werte unserer Gesellschaft 

gebieten es, vor jedem Menschen, der zu 

uns gefunden hat, Respekt zu bezeugen. 

Niemand darf zum Objekt herabgewürdigt, 

jede(r) Geflüchtete muss als Subjekt die 

Möglichkeit zur Teilhabe an seinem/ihrem 

Inklusions- und Integrationsprozess haben. 

Gerade wenn es in der 2. Phase um die In-

tegration in die Gesellschaft geht, werden 

Eigenverantwortung, Mitwirkung und ei-

gene Aktivitäten der Geflüchteten unab-

dingbar. Aus zivilgesellschaftlicher Per-

spektive muss ihnen ermöglicht werden, 

aktive Bürgerinnen und Bürger zu werden 

und eigenständig ihren Weg in die Gesell-

schaft zu finden. Dieser Anspruch stellt an 

die Lernbereitschaft der anderen Akteure 

und aller Bürgerinnen und Bürger hohe An-

forderungen. Sie dürfen diesen nicht aus-

weichen. In diesem Zusammenhang ist die 

Herausbildung von Selbstorganisations-

strukturen der Geflüchteten positiv zu se-

hen. 

 

 

Lotsen in die Gesellschaft 

 

Das Wirken der zivilgesellschaftlichen Ak-

teure bleibt weiterhin unverzichtbare Gelin-

gensbedingung des Integrationsprozesses, 

allerdings nur dann, wenn sie einer originär 

zivilgesellschaftlichen Handlungslogik fol-

gen. Deshalb müssen zivilgesellschaftliche 

Gruppen unterstützt werden, damit das En-

gagement nicht erlahmt. Dies betrifft vor al-

lem die spontanen Helfergruppen, weil ge-

rade diese eine doppelte Wirkung entfalten: 

in Richtung der Integration der Geflüchte-

ten und in Richtung der örtlichen Gemein-

schaft. Die spontanen Helfergruppen wer-

den auch für die 2. Phase gebraucht. Es 

überrascht nicht, dass sie über weniger Er-

fahrung, Ressourcen und Management-

strukturen verfügen als die Etablierten. Da-

gegen bieten sie Empathie, Engagement 

und ihre Vertrautheit mit örtlichen Gege-

benheiten an und dienen allein dadurch 

den Ankommenden als ‚Lotsen in die Ge-

sellschaft’ im Sinne der Werte, Umgangs-

formen usw., die für die spätere Integration 

ausschlaggebend sein werden. 

Gleichzeitig wird deutlich, dass diese Hel-

fergruppen an Grenzen stoßen. Für diese 

sind daher Begleitmaßnahmen wie Fallbe-

sprechungen, Supervision, individuelle Be-

ratung, Fortbildung, Vernetzung und der-

gleichen unverzichtbar. Die berufenen und 

zu berufenden Freiwilligenkoordinatorinnen 

und -koordinatoren müssen nicht nur „Zivil-

gesellschaft lernen“, sondern sich beson-

ders an den spontanen Helfergruppen aus-

richten, weniger an den traditionellen Me-

chanismen und Interessenlagen der etab-

lierten Organisationen. Nur so können sie 

für die Helfergruppen eine stabilisierende 

Funktion erfüllen.  

 

 

Die organisierte Zivilgesellschaft 

 

Die etablierten zivilgesellschaftlichen Orga-

nisationen (Wohlfahrtsverbände, Hilfsorga-

nisationen und Vereine in den Bereichen 

Sport, Kultur, Freizeit, Religion, Bildung) 

sind vielfach langjährig erfahren in der Er-

bringung von Versorgungsleistungen für 

Menschen, die aus fremden Kulturen kom-

men, die Sprache nicht beherrschen und 

unterschiedliche Motivationen und Fähig-

keiten mitbringen. Sie verfügen über Füh-

rungsstrukturen und geschulte ehren- und 

hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter. Sie haben sich in der 1. Phase un-

eingeschränkt bewährt. Für die 2. Phase 

wird es für sie von Bedeutung sein, sich ge-

genüber der neuen gesellschaftlichen Rea-

lität weiter zu öffnen und einen konkreten 
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Beitrag zur Integration zu leisten. Im Einzel-

fall ist zu prüfen, inwieweit ein Zusammen-

gehen zwischen etablierten Organisationen 

und Spontanhelfergruppen möglich und 

zielführend erscheint. Ein Einheitsmodell 

hierfür wird es nicht geben. Besondere Auf-

merksamkeit verdient ferner die Bewah-

rung einer zivilgesellschaftlichen Hand-

lungslogik, besonders im Wettbewerb mit 

gewerblichen Anbietern vergleichbarer 

Leistungen. Dass auch gewerbliche Anbie-

ter zum Teil gute Arbeit leisten, ist unbe-

stritten, zumal wenn es sich um Sozialun-

ternehmer oder vergleichbare Dienstleister 

handelt. Ein Selbstprüfungsprozess, wel-

che Aufgaben vor allem von der Zivilgesell-

schaft übernommen werden sollten, ist de-

ren Akteuren zu empfehlen.  

 

 

Politik und Verwaltung 

 

Die Frage nach der Zusammenarbeit der 

Akteure basiert auf dem Wissen, dass die 

politischen Entscheidungsträger und deren 

Verwaltungen unterschiedliche Zuständig-

keiten vertreten. Regelungskompetenzen 

sind nicht gleichmäßig und überdies inner-

halb des Bundesgebietes höchst unter-

schiedlich verteilt. Diese Verteilung macht 

die Zusammenarbeit schwieriger, ist aber 

nicht grundsätzlich änderbar, da sie in un-

ser Verfassungssystem eingebettet ist. For-

derungen nach mehr Vereinheitlichung ge-

hen insoweit ins Leere. 

Die kommunale Ebene hat keine Rege-

lungskompetenz bei der Hilfe für Geflüch-

tete. Dennoch sind die Kommunen unver-

zichtbare Akteure. Zudem haben die Hel-

fergruppen eine starke kommunale Veran-

kerung; Integration in die Gesellschaft voll-

zieht sich im lokalen Umfeld. Die rechtlich-

formale Zuständigkeit liegt aber bei einer 

anderen Ebene des Staates. Zivilgesell-

schaftliche Akteure müssen mit diesen 

staatlichen Institutionen kooperieren. In 

Berlin ist dies beispielsweise der Senat in 

Gestalt des Landesamtes für Gesundheit 

und Soziales (LaGeSo), in den Landkreisen 

die entsprechende Kreisverwaltungsbe-

hörde.   

 

 

Bund und Länder 

 

In beiden Phasen ist die Bewältigung des 

Zustroms der Geflüchteten eine nationale 

Aufgabe. Dem Bund wächst insofern eine 

besondere Verantwortung zu. Seit dem 1. 

März 2016 sind beispielsweise für die Ge-

flüchteten mit Anerkennung und Bleibeper-

spektive die Jobcenter zuständig. Sie sind 

die entscheidenden staatlichen Akteure für 

das Gelingen der Integration in die Sys-

teme der Gesellschaft. Die Jobcenter sind 

damit auch die zentralen Ansprechpartner 

für die zivilgesellschaftlichen Gruppen, 

wenn es um die formale Inklusion geht. Es 

wird daher auf die Ausgestaltung der Orga-

nisationsstrukturen der Jobcenter ankom-

men, denn sie sind (in Kooperation mit dem 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) 

sowohl für die systemische Integration ver-

antwortlich als auch die Kooperations-

partner der zivilgesellschaftlichen Akteure, 

die Angebote für die lebensweltliche In-

tegration in die Gesellschaft machen sollen.  

Da das Erlernen der deutschen Sprache 

und die Teilnahme am Arbeitsmarkt als 

wichtigste Elemente einer gelingenden In-

tegration definiert worden sind, ergeben 

sich für alle Akteure bestimmte Anforderun-

gen. Der Bund hat dafür zu sorgen, dass 

der Zugang zum Arbeitsmarkt geöffnet 

wird. Es erscheint sinnvoll, den Kommunen 

bei der Ausgestaltung des lokalen Arbeits-

marktes mehr Spielraum und Entschei-

dungskompetenz zu gewähren, weil über 

die Entwicklung lokaler Arbeitsmärkte eine 

Integration besser gelingen kann. Schließ-

lich trägt der Bund aber auch die Verant-

wortung für die Entwicklung der Koopera-

tion mit und die Förderung der Organisati-

onsentwicklung in der Zivilgesellschaft.  
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Als primäre Träger der staatlichen Verwal-

tung kommt den Ländern eine wesentliche 

Aufgabe in der Sicherstellung der Grundbe-

dürfnisse der Zuwanderer zu. Zivilgesell-

schaftliche Organisationen können sie da-

bei unterstützen, ihnen die Verantwortung 

dafür aber nicht abnehmen. 

 

 

Städte, Landkreise, Gemeinden 

 

Der Erfolg der Integration wird sich auf dem 

Arbeitsmarkt und im unmittelbaren Umfeld 

entscheiden. Die konkrete Umsetzung voll-

zieht sich auf der kommunalen Ebene. Die 

Integration in den Arbeitsmarkt und das Ge-

sundheitssystem, die Versorgung mit Woh-

nungen, die Beschulung der Kinder, die 

psychosoziale Versorgung, die Kinderbe-

treuung, die Pflege von Senioren und wei-

tere sozialstaatliche Dienstleistungen wer-

den im kommunalen Nahraum auch mit 

Hilfe zivilgesellschaftlicher Akteure er-

bracht. Daher müssen kommunale Verwal-

tungen für eine partnerschaftliche Zusam-

menarbeit mit der Zivilgesellschaft ertüch-

tigt werden. 

 

 

Fazit 

 

Es gilt, auf positive Erfahrungen zurückzu-

greifen und diese zu verbreiten. So ist es 

für die politische Akzeptanz und die politi-

sche Kultur wichtig, die proaktive Politik von 

Landräten und Bürgermeistern im Sinne ei-

nes best practice zum Vorbild für andere zu 

machen. Die Strategie, Bürgerversamm-

lungen zu veranstalten und die Gründung 

von Helferkreisen zu begleiten, noch bevor 

Geflüchtete kommen und die Unterkünfte 

beziehen, hat beispielsweise das politische 

Klima in den entsprechenden Kommunen 

nachhaltig günstig beeinflusst. Positive Er-

fahrungen in der Zusammenführung von or-

ganisierter Zivilgesellschaft und spontanen 

Helfergruppen können den Organisationen 

nutzbar gemacht werden, die diesbezüglich 

skeptisch sind. Bildungs- und Ertüchti-

gungsprozesse bedürfen der Auswertung 

und Verallgemeinerung.  

 

Letztlich stellt sich aber gesamtgesell-

schaftlich die Frage, ob und wo die partizi-

pativen und kooperativen Ansätze bei der 

Bewältigung dieser Herausforderung nicht 

in andere Bereiche der politischen Gestal-

tung übernommen werden können. Leis-

tung, Kraft und Stimme der Zivilgesellschaft 

haben sich in dieser Herausforderung be-

währt und entwickelt. Der Gesellschaft 

sollte daran gelegen sein und die Politik ist 

aufgefordert, dies umfassender zu nutzen. 

Hierzu allerdings muss auch die Zivilgesell-

schaft selbst einen Evaluations- und Lern-

prozess durchlaufen. 
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